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'hat der 2 Senat des Bundessezialgerichts ohne mündli-
che Verhandlung am 29 Juni 1962 unter Mitwirkung von

Senatspräsident B r
als)

Bundesrichter Dr„

und Bundesrichter ‘s c
als

Bundessozialrichter L u

i'ür
Recht

erkannt:

'und Bundesaozialriéhter Dr,
als

a c k m a n n
Vbrsitzendem,

.,B a r e s e 1

Vh m i t t
weiteren Berufsrichtern,

m e r

H a t e s a u l
ehrenamtlichen Beisitzeux‚

Das Urceil des Landessczialgerichts Bremen vbm 22° No—
vember 1957 wird, soweit es die Widerlclage betr:ifft,
mit den ihm zugrunde liegenden Feststellungen aufgeho—

‚ben. In diesem Umfange wird die Sache zur erneuten Ver—
handlung und Entscheidung an das Landessozialgericht
zurückvérwiesen.

wiesen„'
“Im übrigen wi_rd di.e Revis:ion der Beklagten

zurückgen

Die. Beklagte hät
der Klägerin die Iiälfte der au&ßerge—

ten.
‚richtlichen Kosten des Revisionsverfahrens zu erstat—

'Von Rechts wegenc
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Das Gas— und Wasserwerk sowie die Abwässerbeseitigung der Stadt

Bremen waren bis Ende 1930 bei der Berufsgenossenschaft (BG)

der Gas» und WasserWerkeversichert° Am1° Januar 1931 wurden ‘”“
diese Regiebetriebe von der damals errichteten Eigenunfallver—

sicherung (BHV) des Landes Bremen übernommen. Beschwerde und
Vweitere Beschwerde der BG hatten keinen Erfolg. Das ReichSVei—

si-cherungsamt (EVA) fünrte im Beschluß vom 17. August 195_5
aus, die Zuständigkeit der EUV nach @ 625 in Verbindung mit

@624 der Reichsversicherungsordnung (RVG) sei gegeben, da die
Betriebe des Gaswerks, des Wasserwerks und der Abwässerbesei—

tigung für Rechnung des Staacshaushalts des Landes Bremen ge—
führt würden; unerheblich sei demgegenüber der Umstand, daß

sie von der Stadt Bremen verwaltet würden„

In derselben Weise wurde gleichzeitig das bislang zur BG der

Feinmechanik und Elektrotechnik gehörende Bremische Elektrizi—

tätswerk zur EUV übergeleitet.

Durch Gesellschaftsvertrag vom 12° Juli 1941 wurden_die Stadtr

werke Bremen als Aktiengesellschaft (AG) gegründet° Die Stadt—
werke verblieben weiterhin bei der EDV, auch nachdem die an der

AG beteiligten Landgemeindaiin die Stadt Bremen eingemeindet
H_

worden waren‚ Als die LandesVerfassung vom 21° Oktober 19Ä?_

(BremischeS Gesetzblatt 19Ä7, 251) eine haushaltsmäßiQe Treue.

nung zwischen dem Land Bremen und der Stadtgemeinde Bremen einf

geführt hatte, gelangten die Stadtwerke in das Vermögen der ‘

Stadtgemeinde. Mit Wirkung vom 1. April 1947 an sind sie ein in'

selbständiger Rechtsform betriebenes Unternehmen der Gemeinde

Bremen, das beim Bremischen Gemeindeunfallversicherungsvercand

(GHV) versichert ist , '

Mit Schreiben vom 29. Mai 1954 wandte sich die BG der Gas- und

'
Wasserwerke an den GUV und verlangte unter Hinweis auf ihre

grundsätzliche Zuständigkeit für Versorgungsbetriebe die Über-
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weisung der Stadtwerke Bremen AG. Als sich der GUV hierzu

nicht abschließend äußerte, erteilte die BG den Stadtwer—

ken Bremen AG den Bescheid vom 60 Januar 1955; dadurch wur»
de das Unternehmen mit den Abteilungen Gaswerk, Wasserwerk

_und Elektrizitätswerk mit Wirkung vom lo Januar 1954 an in

das Betriebsverzeichnis der BG aufgenommen. Den Widerspruch
der Stadtwerke erklärte die BG durch Bescheid vom 9° Fé—

bruar 1955 für unbegründet° ’

him Verfahren über die Aufhebungsklage der Stadtwerke Bremer

AG hat das Sozialgericht (se) die EUV und den GUVbeigela«
den° Durch Urteil vom So Dezember 1955 hat es die angefoch—

tenen Bescheide aufgehoben: Das Unternehmen der Klägerin

sei auf Grund von Nr‘ 2 des Erlasses des Reichsarbeitsmini—

sters (RAM) vom 16- März 1942 + Gemeindliche Unfallversiche-

rung — (AN 1942, 201} in Verbindung mit @@628 Abs° l, 62%

Abs° 1 Buchst. a RVG an sich beim GUV zu versichern° Von

dieser allgemeinen Regelung mecne'Nro & des Erlasses eine

Ausnahme hinsichtlich der in gemeindlichen Gas—, Wasser—

und Elektrizitätswerken beschäftigten Personen; diese seien

bei den bisherigen Versicherungsträ3ern
zu versichern„ Der

Ausdruck "bisher" badeute aber nicht, daß sämtliche irgend«

wenn einmal vor dem l° Januar l9ä2 zuständig gewesenen Ver«

sicherungsträger in Betracht kämen, vielmehr komme es nur

auf die unmittelbar vor Inkrafttreten des Erlasses, also am

31„ Dezember l9Äl bestehende Zu3tänüigkeit an° An diesem

‘Tage 591 die Klägerin jedoch nicht bei der Beklagten„ son-
dern bei der EUV versichert gewesen. Daher könne die Beklag-

te nicht die Zuständigkeit für die Klägerin beanspruchen.

Der Umstänä; daß die Klägerin nach 19Ä5 von der EUV auf den

GUV übergegangen sei3 ändere hieran nichtso

Mit der Berufung hat die Beklagte Wiederherstellung ihrer

-Bescheide und Abweisung der Klage beantragt° Sie hat der»

gelegt, unter den "bisher zuständigen Versicherungsträgern"

im Sinne von Nrn # des RAmfßrlasses vom 16„ März 1942 seien

nur das Reich, ein Land oder eine BG zu verstehen, dagegen

„is,-
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nicht ein G_UV‚ dessen Zuständigkeit für gemeindliche Vers or»
gung$betriebe durch Nr„ “ des Erlasses grundsätzlich ausgen_

schlossen werde°

Die Klägerin hat im Berufungsverfahren die formelle Befugnis

der Beklagten zur
Bésc11eiderteilung bestritten und ausgefünft,

das Vorgehen der Beklegtenv stoße gegen 65 650 Halbsatz 2,
“‘

624 bis 628 BVD; statt der Erteilung des Aufnahmébescheids

hätte die Beklagtegemäß€;668RVGgegendensw auf Feststel—
lung oder "Herausgabe" klagen müssen„ ‘

Die Beklagte r.at zur Recamtiertigung inres Verfahrens auf % 894
BVÖ hingewiesen. Hilfsweisé eat sie Widerklege erhoben mit dc=m

,Antnag„auf.Eeststellung, welcher.Vensichenungsträgen«3uständig

ist (S 55 Abs° l Nr„'2 des Sozialéerichtsgesetzes eSGG‘-v)°

Das Landessozialgericht (LSG) hat durcn Urteil vom 22. Novemé‘

ber 1957 die Berufung und die Widerklage der Beklagten als un«
begründet zurückgewiesen: Entgegen der von der Klägerin vertre—„

tenen Ansicht bestünden gegen das Verfahren der Beklagten for—

nell keine Bedenken° Nachä " 894 EVO seien die Vorschriften ‘

der && 6ä9 bis 717 RVO unanwendbar, wenn für den Betrieb ein
Land‚ ein Gemeindeverbanä, eine Gemei.nde oder eine andere

‚_
‚öffentliche Körperschaft Versicne1ungsträger sei. Zwar habe

das BVA früher angenommen (EnM 15, lä2, 527), ein Kataster—‘

streit Zwischen einer EG und einer öffentlichen Körperschaft

sei in sihn$emäßer Anwendüng des % 668 RVOzu entscheiden„

Hiervon sei das BVA jedoch später abgewichen (AN l°30}.507

Nr° j?97) und nahe es für zulässig erechtet‚ daß eine_BG

die einen Gemeindebetrieb für sich beansprucne‚ diesen Be»

trieb gemäß @658 EVO in ihr Verveicnnis auf:ehme und zur
Beitragsleistung neran7 iehe° Diese Becntsauffassung sei nur

insoweit überholt als an die Stelle des Beschwerdeverfa.h—

.rensiiää L791 ff EVO anF) nunmehr das Vorverfanren„mit.ans„

schließender Klage gegen den Widerspruchsbescheid getreten

sei° Zum Erlaß der angefochtenen Bescheide sei die Beklagte

also befugt gewesenq‚ ‘

\)
?
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Die Bescheide trafen aber sachlich nicht zn‚ Dem HAM-Erlaß

vom 16° März 1942 könne entnommen werden, daß damals der—
Bestand der für die Gas—, Wasser» und Elektrizitätswerke
sowie für die gemeindlichen Verkehrsbetriebe zuständigen

BGen gewahrt bleiben sollte; daraus folge aber nicht, daß
ihnen

nun auch diejenigen Betriebe wieder zugeführt werden

sellten, für die sie früher einmal zuständig gewesen waren.
Im übrigen habe die Beklagte als BG der Gas" und Wasser—

werke das Elektrizitätswerk und das Personal, das die Gas-,

Wasser» und Eleätrizitätswerke gemeinschaftlich verwalte, '

von vornherein nicht aufnehmen dürfen„ Die Bescheide seien

mithin zu Recht vom SG aufgehoben werden°

Hinsichtlich der Feststellungs—Widcrklage habe kein berech—

tigtes Interesse der Beklagten an der Feststellung bestan—

den, welcher Versicherungsträger für die Klägerin.zuständig

sei. So■eit sich dieser Streit auf die Zuständigkeit der
Beklagten erstrecke, sei er Von der Aufhebungsklage der

Klägerin erfaßt worden° Auf Grund dieser Klage sei festge—
stellt werden, daß jedenfalls die Beklagte nicht der zustän—

dige Versicherungsträger für die Stadtwerke Bremen AG sei°

An der ü(läiuüig der Frage, ob die EUV oder der GUV zustän-

dig sei, habe die Beklagte kein berechtigtes Interesse. Für
diese beiden als Eeigelndene’ am Verfahren beteiligten Ver«

sicherungsträger sei der Rechtsstreit zwischen Klägerin und

Beklagter nur insofern von Bedeutung, als über die Zuständig—

keit der Beklagten entschieden werde‚ Zwischen den Beigela—

denen bestehe kein Zuständigkeitsstreito

‘ |Sa' m :3 „Das LSG hat die Revision zugela Ü
)

Gegen das am ll„ April 1958 angestellte Urteil hat die Be—
klagte

am 26° April 1958 Revision eingelegt und sie zugleich

wie folgt beeründet: Das LSG habe verkannt, daß die Beklagte

auf Grund der @@625, 624 Abs° l, 628 RVG in Verbindung mit

Nro 2 und 4 des RÄM—Erlasses vom 16. März 1942 (bei dem in

der Revisionsbegründung mehrfach angeführten Erlaß vom 6°2„

19%} handelt es sich offensichtlich um ein falsches Zitat)

—6»
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der zuständige Versicherungsträger für den Betrieb der Klä—.
;gerihsei° Die Klägerin sei zwar ein in selbständiger Rechtsa‘

form betriebenes gemeindlichee Unternehmen im Sinne des 5 628

AbSo l in Verbindung mit © 62%Abs° 1 BVGso„ie der Nr 2 des
;RAM-Brlasse vom l6° März 1942. Zugunsten der Beklagten g;eiie

_
jedoch die

Regelung_
der Nr° 4 des RAM—Erlesses v0m 16 März '

19ä2 ein„ Mit den "bisher zuständigen Versicherungsträgern

im Sinne dieser Bestimmung könnten lediglich die gewerblichen
Eden gemeint sein. Dies folge auslder geschichtlichen Ent-

wicklung der Katasterzugehörigkeit kommunalerVersorgungsbe—
triebeo'Bei der Abfässung des Erlasses vom 16‚ März 1942 habe

der‘RAM an den Fall nicht gedacht, daß in Zukunft einmal Ver»
s6rgungSuntérnehmen der in Nr° 4 genannten Art bestehen könn-

ten, deren bisheriger Versicherungsträger nicht eine BG, das
Reich oder ein Land gewesen wäre. Auf diese drei Gruppen habe

der Begriff des bisherigen Versicherungsträgers offensicht—

lich unter Berücksichtigung aller Fälle und Möglichkeiten be»
schränkt bleiben sollen, die es auch in Zukunft würde-geben

können. Wenn zB eine jetzt neu entstandene Gemeinde erstmals_

Vers drgungseinrichtungen fur ihren Betrieb schaffen sollte

könne sie selbst in diesem Fall nicht etwa die Zuständigkeit

ihres GUV nach @ 628 Abs, 1 RVG verlangen, vielmehr wäre

gemäßNm 4 des RAM—Erlassesvom 16° März 1942 die nach 5 623
R?0 zuständige BG berufen° Infolgedessen hätte am l° April

1947 die Klägerin
von der uhzuständig gewordenen EÜV nur zu«

einer gewerblichen BG übergehen dürfen; dies Sei die Beklagte,

und zwar auch hinsichtlich des bis 1930 zur BG der Feinmecha—

nik und Elektrotechnik gehörenden Elektrizitätsnerk3 (% 651

RVO)„

Zu Unrecht habe das LSG außerdem das berechtigte Interesse

der Beklagten an der hilfsweise mit ihrer Widerklage begehr-'

ten Feststellung des Zuständigen Versicherungsträgers ver-

meint‚ Ein solches Interesse habe vielmehr schön angesichts

der früheren Beziehung der BG der re1nmechan1n und Elektro—

technik zum heutigen Arbeitsgebiet der Klägerin durchaus vor—
gelegen. Auch wäre das LSG, wenn es die 1-age der Zust ändigo

‚
€ .' k.:

1 7 1
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"keit im Verhaltiis zwischen den Beigeladenen nichü Dif—enge—

las Sen„ sondern entschieden hätte, mit Sieäeßheit zu dem

Ergebnis gelangt, daß keine der Beigeladenen ein gleich

starkes oder gar ein besseres Recht auf die Versicherungi

der Klägerin besitze als die Beklagte. Falls auf die Review

sion ni.cht ohne weiteres die Zuständigkeit der Beklagten .

zur den gesamten Umfang der StadtNerke AG zu bejahen sei,

müsse jedenfalls das angefochtene Urteil aufgehoben und
die Sadhé

an die Vorinstanz zurückverwiesen werden‚ weil

das LSG auch die BG der Feinmechanik und Elektrotechnik
hätte beiladen NÜSseno

In ihrem Schrif t3atz vom 6° November 1958 hat die Beklagüe
schließlich vorgetragen, sie habe schon in der Hevisio■s» '

begründung gerügt‚ daß das LSG auf.eine nichtöffentliche.

Verhandlung entscrlieden habe„ obwohl die VorauSsetzungen

des 5 61 Abs„ 1 SGG nicht vorgelegen hätten„ Dieser schnere

Verfahrensmangel sei von Amts wegen zu berücksichtigen°

Die Beklagte beantragt,

unter Aufhebung der angefochtenen Urteile die Klage

‚
abzuweisen‚ ‚".-

hilfsweise„

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das LSG zurückzuverwe’sen„

Die Klägerin beantragt Zurückweisung der Revision„ Sie meint„

das LSG habe zu Unrecht das Verfahren der Beklagten als ein«
'Nandfrei bezeichnet ‚Die Beklagte hätte ihre vermeintliche“

Zuständigkeit nicht durch Erteilung eines Aufnannebcscnc1ds

an die Klägerin‚'sondern nur durch Klage auf Hera11 sgabe des

Unternehmens gegen den GUV'geltend machen dürfen, da allein

so di.e Entscheidnng des Rechtsstreits auch gegenuoer den vei—‚

terer Beteiligten Rechts kraftwirkungen außern könnteo Im

_übrigen pflichtet die Klägerin den Der legungen des LSG bei

und heot insbesondere hervor„ Nr„ 4 des RAMnErlasses vom

_lb.—Härz 1942 sei im Verhältnis
zu NP; 2 als eine eng ausÄ

\„ B _
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zulegehde Ausnahmebe$timmung anzusehen. Zweék der Nr° 4 sei
'lediglich gewesen, den damalige

n tatSächlichen Besit23 tand

der BGen vorläufig zu erhalten, nicht dagegen, ihnen kün1—
t'ig Zuständigkeiten einzüräumenä die Sie zur Zeit des In—

krafttretens des Erlasses gar nicht besaß

Die Beigeladenen haben auf die Fev1310nsbeant!ortung der

Klägerin Bezug genommen und sich im übrigen zur Sache nicnt
geäußert°

Sämtliche Beteiligte haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche verhandlu.ng einverstanden erklärt° Von der hier—'

durch gegebenen Befugnis (@ 12h Abs„ 2 sec) hat der Senat
vGebrauch gemacht„

im
!

H

Die Revision ist statthaft durch Zulassung {% 162 Abs„ 1 Nrol
SSG). Sie ist form» und fristgerecht eingelegt und begründet

worden‚'daher zulässig; Sie ist jedoch unbegründet, soweit
Sie sich dagegen richtet, daß die Vorinstanzen den Bescheid

vom6 Januar 1955 in der Gestaltung durch den 11derspruchs_
'bescheid vom 9 Februar 1955 als rechtsnidrig angesehen ha—

ben°

Hinsichtlich der Formalitäten des Berufungsverfahrens rügt

die Beklagte, das LSG habe unter Verstoß gegen @61 Abs@—l

SGGauf Grund einer nichtöffentlichen Verhandlung entschie—
den„ Ob diese'■üge erst nach Ablauf der Frist für die.Reviu
siOnsbegründung

vorgetragen und bereits aus diesem Grunde

unbeschtliCh'ist‚ kann dahingestéllt bleiben. Denn aus der
Schlußbemerkung in den Gründen des ange ochtenen Urteils

(55 27) uno aus' der Niederschrift vom 22° November 1957
.(ESG—Akte»■lé'5ä}geh“ zweifelsfrei Q€PYQ1 daß das LSG
ohne mündliche Verhandlung äurch Urteil entschieden hat

(5 12% Abs„ 2 SGG) Die im Urteil'skopf enthaltene, offen—

bar unrichtige Angabe, das Urteil sei auf eine nichtöi Tént-_

liche Verhandlung ergangen, ist durch Besc111uß vorn 15. Juni

..Q..
{
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3962, der am 19 Juni 1968 den Beteiligten zugei eitet Wurde,

beriehtigt werden (@ 1.58 SSG}

Das LSG hat entschieden, die Beklagte hätte der Klägerin nicht

den Aufnahmebescheid vom 6° Januar 1955 erteilen dürfen‚_da

das Unternehmen der Stadtwerke Bremen AG auf Grund der Nr„ Ä

des HAM—Erlasses vom 16° März i942 jedenfalls nicht in das

Betriebsverzeichnis der bis 1950 zuständig gewesenen EG
ge—

höre° Diese Entscheidung trifft im Ergebnis zu. Ob auch der
Begründung beizupflichten ist, war vom erkennenden Senat

nicht zu prüfen, da der angefochtene Bescheid — entgegen dem

vom LSG vertretenen St andpunlct — schon aus
formellen Gründen

aufgehoben Werden mußte° Die Erwägungen, die das LSG hiermu

angestellt hat, beruhen aui irrigen oChltafolgerungen aus der

von ihm angeführten Spruchpraxis des BVA zur Frage‚ wie in

Katasterstreitigkeiten zwischen BGen und den in @ 894 EVO

aufgeführten Vereicherungsträgern zu verfahren ist“ Zwar hat

das BVA seine fruhere Aneicht, @(68 RVG sei in solchen Fälw

len sinngemäß anzuwenden (RVO«Mitgl■omm. Ed„ }, „ Aufl„,

Anm° 2 zu 5 894; AN .1922, 536 Nr 3124; EuV 15, 327} in
der Grundsätzlichen Entseheidun.g {GE} Nr 3797 (AN 1930
507) ausdrücklich preisgeg geben° Diese Ahrweichung bedeutet

aber nicht, wie das LSG ozifenbar angenor■en hat„ daß nunmehr

etwa dem BVA die Ansicht zu unterstellen wäre, eine BG dürfe

einen beim GU? versicherten Betrieb ohne weiteres in ihr

[U
}

Betriebsverzeiohnis aufnehmen und damit den Betri eb bzw° den

GUV in die Rolle des Klägers drängen° Eine so weitreichende

Abkehr von den allgemeinen Grundeät2en
zur ordnungsgemäßen

' egeluhg eines Betriebsübergangs ist der GE Nr° 3797 nicht

zu entne1meno Ihre Bedeutung erschöpft sich vielmehr darin,

daß das BVA es als unzeeckmäßig ansah, die in 5 668 EVO vor—
geschriebene umständliche Prozedur in alLen Einzelheiten

— insbesondere ninsichti.ich der Vorlagcpflicnt des bisher

formel-l zuständigen Ver51cnerungStragore » aui kataa ter—

re:htliche Auscinande- rset zungen der hier gegebenen Art zu

übertragen° Deshalb hat das BVA in der angeführten GE die

-—1C?«
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ablehnende Erklärung der bisher zuständigen Ausführungsbe—

hörde « und nicht etwa, wie nach der'Auffassung des LSG

anzunehmen wäre, den Aufhehmebe50heid der das Unternehmen

beanspruchenden BG —als die "Entscheidung" im Sinne des
5 1791 RVO_aF_bezeichnet‚ über_die im damaligen BeschWerd3—

verfahren mit der BG in der Rolle der Beschwerdeführerin

zu befinden war° Unberührt von diesen 4 seit dem Inkrafte
theten des SGG ohnehin überholten — Gedankengängen ist

auch nach der GE Nr° 3797 der Grundsatz geblieben, daß
eine EG in den Katasterbestand des formell zuständigen Ver—

sicherungsträgers nicht dadurch eingreifen darf, daß sie

gegen den Willen dieses Versicherungsträgers einem bei ihm

versicherten.Unternehmen einen Aufnahmebescheid erteilt mit

der Begründung, materiell sei ihre Zuständigkeit für das be“
treffende Unternehmen gegeben° Ein solches Vorgehen hat das

'RVAvon jeher mißbilligt (vg1„ AN1908, 550Nr„ 2261; AN
1925, 252 Nri 3138; BVA—Entsch. vom_29.ßal925‚ Monatsschrift

für Arbeiter— und Angestelltenversicherung 1926, Sp° 12%;

ferner Schiedsstelle, EuM Bd° 36, 453), Auch der erkennénde

Senat hat in seinem Urteil vom 28. November 1961 (BSG i5‚
282, 286)_auf die Bedeutung hingewiesen, die dem Einverständw

nis des bisher zuständigen Versicherüngsträgers für die Recht—
mäßigkeit des Anfnahmebe$cheids zukommt°

Statt$eigenmäch■ig den Bescheid vom 6° Januar 1955 zu ertei—

len‚ hätte also die Beklagte, wie die Klägerin mit Recht
geltend macht„ihren vermeintlichen Anspruch auf Übernahme

der Stadtwerke Bremen im Wege der Klage gegen den GU? ver— '"

fölgen■iissen° Ob das Vorgehen der Beklagten einen so groben.
RechtsVerstoß darstellt, daß ihr Aufnahmebescheid als nicztig

anzusehen ist (so offénhar BVA, AN 192}, 252 Nr; 5138; ferner

Salzwedel, "Die Grenzen der Zulässigkeit des öffentlich-rechtw_

lichen Vertrags", Heft 11 der "Neuen Kölner Rechtswissenschafte
lichen Abhandlungen?‚s. 146 f‚)‚ braucht anläßlich der Ent—
scheidung dieses Rechtsstreits nicht näher geprüft zu werden,

da die Klägerin einen dahingehenden Hlagantrag nicht gestellt,

...]_l.;.
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sondern Sieh mit der fristgerechten Erhebung der Aufhe-
bu■gä■age‘begnügt hat„ Auf jeden Fall ist der verwaltungs—
akt der Aufnahme_in das Betriebsver2eidhnis schon Wegen
der Art seines Zustandekommens so fehlerhaft; daß er
allein aus diesem Grunde aufzubebe■ war, ohne daß sein

'Inhalt einer gerichtlichen Nachprüfung unterlagq.Mit die».

ser Maßgabe war deshalb die Revision der Beklagten, so—
weit sie sich auf die Entscheidung des LSG zur Aufhebung3w

kläg® bezieht, im Ergebnis als uhbegründet zurückzuweisen°

Begründet ist die Revision hingegen, soweit sie sich gegen
die Entscheidung des LSG über die im Berufungsverfahren
erhobene Widerklage richtet‚ Das LSG hat diese Klage in
der Urteilsformel "als unbegründet zurückgewiesen"; die
Urteilsgründe ergeben jedoch, daß es sich hierbei um eine
Preze33bweisung handelt; Denn.das LSG hat'aysgeführtp für

die Beklagte bestehe kein berechtigtes Interesse an der
mit der Widerklage begehrten Feststellung, welcher Vérsia

Qherungsträger„für die Klägerin zuständig sei; wegen des„
Fehlens dieser Prozeßvoraussetzung ist die Widerkiage in

den Gründen des angefochtenen Urteils als unzulässig behan—
delt werden. In der Sache selbst hat das LSG über diese

Klage nicht entschieden‚ Der hiergegen gerichtete Revi—_

siensangriff trifft im Ergebnis zu„

Das LSG hat das Feststellungsinteresse„mit der Begründung
ver■eint‚ der Streit um ■ie begehrte Feststellung im Sinne

563 5 55 Abs° i Nr° 2 SGGVwerde„soweit die Zuständigkeit

GG? Beklagten in Frage komme, bereits von der gegen sie

gerichteten'Aufhebungsklage erfaßt° Dies träfe zu, wenn

es bei der Entscheidung über die Äufhebungsklage
- wie das

LSG angenommenhat —auf den Inhalt des angefochtenen Be»
scheids ankämea Wie Jedoch obeh dargelegt, ist der Bescheid

69? B8klää■en vom 5; Januar 2955 schon aus formellen Grün—
den ohne weiteres aufzuheben, seine sachliche Richtigkeit

kann also hierbei nicht vom Gericht geprüftwerdeno Damit
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entfällt der GesichtSpunkt‚ unter dem das LSG geglaubt hat‚

das berechtigte Interesse der Beklagten an der Feststel——

lungs—Widerklage verneinen zu müssen° Sonstige Gründe} die

gegen die Zulässigkeit der Niäerklage sprächen5 sind nach

Meinung des erkennenden Senats nicht ersichtlich„. V

Ein Rechtsschutzbedürfnis für die Widerklage ist hier nicht
unter dem Gesichtspunkt„zu verneinen, die.Bekla€te könne

den mit der Widerklage erhobenen Anspruch durch den Erlaß

eines Verwaltungsakts geltend machen(BSG}, 136; 6, 97)?
Der nach @ 100 SGG erforderliche Zusammenhang zwischen

der Haupt« und der Widerklage liegt in einem Fall der hier ."
gegebenen Art vor, da die begehrte Feststellung des zustän_

digen Versicherungsträgers als Rechtsgrundlage für einen

dem Gesetz entsprechenden Aufnahmebescheid in Betracht

kommt° Die zulässigerweise erst im Berufungsverfahren er-

hobene Widerklage bedurfte keiner Einwilligungéerklärung

seitens der Klägerin; da nämlich die Vorschriften des SGS
über das Berufungsverfahren eine dem @ 529 Abs° 4 der

Zivilprozeßordnung (ZPO) entsprechende Einschränkung der

Widerklagebefugnis nicht vorsehen, bedeutet die gemäß 5 153

Abs° 1 SGG anwendbare Vorschrift des S 100 SGG eine lückeng

lose Regelung auch hinsichtlich des zweiten Rechtszuges;

eine Heranziehung des % 529 Abs° # ZPO auf Grund des 5 202_
SGG scheidet somit aus (vglo Brackmann, Handbuch der Sozialef

versicherung, l° bis_6„‘äufl., S„ 242 0 mit Weiteren Nach»
weisen; Rohwer—Kahlmann, ßufbau und Verfahren der Sozial—

gericht3barltéi‚‘b,StandDezemberl961,‘ Anm„15 zu s 100“,-
Peters—Sautter—Wolff‚ Komm° zur Sozialgerichtsbarkeit,

3„ Aufl„‚ Anm° 2 zu % 100; Wudtke, SGb 19565 309; advl°
Bettin, KGV 1954, 171, 186; Wagner, KGV 1956, 65;'hinsicntn'

lich des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens vgl. Klinger;
Vérwaltungsgérichteordnung, Kommentar, Anm„ C 4'zuA@ 89

gegen Ule, Verwaltungsgerichtsbarkeit, 2" Aufl„‚ Anm‚.zu

% 89 und Eyermann/Fröhler‚ VerwaltungsgerichtsOrdnung,

Komm„‚ 5„ Au@l., Anm‚ & zu @ 89)c

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


‘—
>

J

”u
: 1

Der von der Klägerin in ihrer Revisionserwiderung vorgetra«

genen Ansicht, die mit der Widerklage begehrte Feststellung

könne nur in einem verfahren getroffen werden, an welchem

alle in Betracht kommendenVersicherUngsträger "unmi‘telbar

in echter Parteietéllung" und nicht bloß als Bei$eladene

beteiligt seien, vermochte der Senat nicht beizupflichtenm
Die Klägerin übersieht bei ihren Darlegungen, äeß auch beim

geladene Versicherungsträger von der Rechtskraftwirkung

des Urteils erfaßt werden (@@l@l Abs„ l und 69 SGG} unä
gegebenenfalls zu verurteilen sind (5 75 Abs„ 5 SGG)„ Im

übrigen handelt es sich jedenfalls bezüglich des Bremischen

GUVum den Fall einer notwendigen Beiladung im Sinne des
5 ?5 Abs° 2 SGG; die in diesem Recht33treit zu erwartende
Entscheidung würde nämlich unmittelbar zugleich in seine

Rechtsephäre eingreifen (vgl. BSG 11, 262, 265); denn der
Streit betrifft die künftige Katasterzugehörigkeit des beim

GUV versicherten Unternehmens der Klägerin mit dem durch die

Widerklage.verfolgten Ziel, daß hierfür die Zuständigkeit

der Beklagten.festgestellt werden möge° Im Hinblick darauf

hält es der Senat für statthaft, daß die Widerklage sich

» wie die Beklagte im Berufungsverfehren erklärt hat e‘gegen

den GUV richtet (vgl.° auch LSG Badenewurttembervg Breith°

l955 #58)„V1

Zu einer Sachentscheidung über die Widerklege reichen die

bisherigen Feststellungen des LSG nicht aus° Insbesondere

bedarf es — wie die Beklagte zutreffend dargelegt hat — noch

einer Beiladung der bisher am Verfahren nicht beteiligten

BG der Feinmechanik und Elektrotechnik, da der Rechtsstreit

u„a° die Versicherung des Bremischen Elektrizitätswerks bee

trifft‚ für welches die Beklagte ihre Zuständigkeit behaup—

tet, welches aber seiner Art nach zum Zuständigieitsbereich

der BG der Feinmechanik und Elektrotechniä gehören würde.

Die Sache war hiernach zur erneuten verhandlung und Entschei—

dung in dem oben näher dargelegten Umfang an des LSG zurück—
f

zuverweisen (% 170 Abs° 3 Satz 2 SGG}„
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'Bei der auf 5.193 SGG beruhenden Kosténentscheidung hat
der Senat berücksichtigt, daß die Beklagte mit ihrer Revi-

sion hinsichtlich der Aufhebungsklage keinen Erfolg hatte„
Soweit der Réchtsstfeit zurückverwiesen werden ist‚ bleibt

die Entscheidung über die außergerichtlichen Kosten dem
abéchließenden Urteil des LSG vorbehalten°
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